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Gliederung

1. Rückblick 20 Jahre „Hartz IV“ - Existenzsicherung in 

der Zeit

2. Neues durch das Bürgergeld-Gesetz

3. Kindergrundsicherung - Herausforderungen 

insbesondere in der Schnittstelle zum SGB II



Reformerwartung
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“THE social-market economy devised in Germany after 

the second world war, with its careful blend of market 

capitalism, strong labour protection and a generous 

welfare state, served the country well for several 

decades. But it is now coming under pressure as never 

before. As economic growth stalls yet again, the 

country is being branded the sick man (or even the 

Japan) of Europe. This is inevitably casting a cloud 

over Europe's single currency, the euro, for Germany 

account for a full third of the euro countries' output. 

When Germany sneezes, its neighbours feel a chill—

and nervous markets are likely to sell the euro. Thus 

the biggest economic problem for Europe today is how 

to revive the German economy.”
3.6.1999

“The sick man 

of Europe”



„Bündelung“ vor 20 Jahren…

Sozialhilfe und Alhi
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▪ Ende 2004 waren 1,87 Millionen Sozialhilfeempfänger im 

erwerbsfähigen Alter (15 bis 64 Jahre)

▪ 930.000 waren arbeitslos gemeldet

▪ Hiervon erhielten Leistungen nach dem Arbeitsförderungsrecht (Alg und 

Alhi) ca. 325.000

(Quelle: Statistisches Bundesamt, Statistik der Sozialhilfe, Erwerbsstatus der 

Sozialhilfeempfänger/-innen, 2004)

▪ Im Sommer 2004 bezogen 2,244 Millionen Menschen Alhi (Quelle: IAB

Kurzbericht, Aktualisierte Schätzungen zum Start von Alg II, Ausgabe Nr 11 

vom 23.9.2004)



Abkehr vom BSHG…
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Abkehr vom BSHG…
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„Hartz IV-Effekt“ und politisches Klima 2005-2010
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„Hartz IV-Effekt“ und politisches Klima 2005-2010
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„Hartz IV-Effekt“ und politisches Klima 2005-2010
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+ Probleme in der Umsetzung



Was war „modern“ am SGB II 2005?

BT-Drs. 15/1516, 54:



BT-Drs. 15/1516, 52: 



Jetzt teilweise fragmentiertes System:

Leistungsausschlüsse nach § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II für

1. Ausländer ohne Aufenthalts- oder Freizügigkeitsrecht, 

2. bei Kurzaufenthalt in den ersten drei Monaten, 

3. für Arbeitsuchende und

4. Asylbewerberleistungsberechtigte

aber: 

§ 74 (Ansprüche von Ausländerinnen und Ausländern mit einer Fiktionsbescheinigung) 
Ausländer mit Antrag auf AE nach § 24 Abs. 1 AufenthG (faktisch: Geflüchtete aus der 
Ukraine).



SGB II UND GG

Einerseits:

Sozialpolitik und „demokratische Selbstgestaltungsfähigkeit“ 

(BVerfG, Urt. v. 30.6.2009 - 2 BvE 2/08, BVerfGE 123, 267 juris RdNr. 252)

Leitentscheidungen zum SGB II:

Art. 1 Abs. 1 iVmArt. 20 Abs. 1 GG

BVerfG, Urt. v. 9.2.2010 - 1 BvL 1/09, BVerfGE 125, 175

BVerfG, Beschl. v. 23.7.2014 - 1 BvL 10/12, BVerfGE 137, 34

BVerfG, Beschl. v. 27.7.2016 - 1 BvR 371/11, BVerfGE 142, 353

BVerfG, Urt. v. 5.11.2019 - 1 BvL 7/16, BVerfGE 152, 68



SGB II UND GG

Andererseits:

BVerfG, Urt. v. 20.12.2007 - 2 BvR 2433/04, BVerfGE 119, 331 -
„Argen“

Abweichende Meinung Broß, Osterloh und Gerhardt: 

„Die Haltung der Senatsmehrheit hat absehbar zur Folge, dass die 
Bereitschaft der gesetzgebenden Körperschaften schwindet, neue 
Formen der Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern unter 
Inkaufnahme vorübergehender Unschärfen und Phasen des 
Experimentierens zu entwickeln.“



SGB II UND GG

Art. 91e [Grundsicherung für Arbeitsuchende]

(1) Bei der Ausführung von Bundesgesetzen auf dem Gebiet der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende wirken Bund und Länder oder die nach Landesrecht 
zuständigen Gemeinden und Gemeindeverbände in der Regel in gemeinsamen 
Einrichtungen zusammen….

Art. 104a Abs. 3 GG

(3) 1Bundesgesetze, die Geldleistungen gewähren und von den Ländern ausgeführt 
werden, können bestimmen, daß die Geldleistungen ganz oder zum Teil vom Bund 
getragen werden. 2Bestimmt das Gesetz, daß der Bund die Hälfte der Ausgaben 
oder mehr trägt, wird es im Auftrage des Bundes durchgeführt. 3Bei der 
Gewährung von Leistungen für Unterkunft und Heizung auf dem Gebiet der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende wird das Gesetz im Auftrage des Bundes 
ausgeführt, wenn der Bund drei Viertel der Ausgaben oder mehr trägt…



DAS SGB II - EIN LERNENDES GESETZ?

Bürgergeld-Gesetz als 61. Änderung nur seit dem 

20.6.2011



BÜRGERGELD-GESETZ



Bürgergeld-Gesetz - Änderungen im GGb-Verfahren
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BT-Drs. 20/3873, 18



Bürgergeld-Gesetz
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BT-Drs. 20/3873, 5:

„Der Vermittlungsvorrang wird abgeschafft.“



Neuausrichtung Eingliederungsprozess

§ 3 SGB II aF (Leistungsgrundsätze) § 3 SGB II idF des Bürgergeld-G

§ 3 Abs. 1 Satz 3 SGB II:

Vorrangig sollen Maßnahmen 

eingesetzt werden, die die 

unmittelbare Aufnahme einer 

Erwerbstätigkeit ermöglichen. 

§ 3 Abs. 1 Satz 3 und 4 SGB II:

Vorrangig sollen Leistungen erbracht 

werden, die die unmittelbare Aufnahme 

einer Ausbildung oder Erwerbstätigkeit 

ermöglichen, es sei denn, eine andere 

Leistung ist für die dauerhafte 

Eingliederung erforderlich. Von der 

Erforderlichkeit für die dauerhafte 

Eingliederung ist insbesondere 

auszugehen, wenn ….



Neuausrichtung Eingliederungsprozess

− Weiterbildungsgeld iHv 150 Euro (§ 87a Abs. 2 SGB III nF)

− Entfristung der Prämienregelungen für den erfolgreichen Abschluss der 

Zwischen- und Abschlussprüfung (§ 87a Abs. 1 SGB III nF)

− Bürgergeldbonus iHv 75 Euro/Monat für Teilnahme an bestimmten 

Maßnahmen (§ 16j SGB II nF)

− Ganzheitliche Betreuung (§ 16k SGB II nF) zum Aufbau der 

„Beschäftigungsfähigkeit“

− Entfristung sozialer Arbeitsmarkt

− Neuregelung der Leistungsminderungen bei Pflichtverletzung



Neuausrichtung Eingliederungsprozess

„Kooperationsplan“ statt Eingliederungsvereinbarung (§ 15 SGB II nF)

Begründung BT-Drucks. 20/3873, S. 81

− „kooperatives Planungsinstrument“

− nicht rechtsverbindlich

− kein öffentlich-rechtlicher Vertrag („rechtskonstruktive und praktische 

Überforderung aller Beteiligten“) 

− keine Grundlage für den Eintritt von Leistungsminderungen



Bürgergeld-Gesetz
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Der lange Weg des § 15a SGB II:

Vom „Sofortangebot“ zum „Schlichtungsverfahren“...



Neuausrichtung Eingliederungsprozess

Schlichtungsverfahren (§ 15a SGB II nF)

− Meinungsverschiedenheiten über Erstellung/Fortschreibung 

Kooperationsplan

− Hinzuziehung einer bisher unbeteiligten und insofern nicht 

weisungsgebundenen Person innerhalb oder außerhalb der Dienststelle

− Entwicklung eines „gemeinsamen Lösungsvorschlags“

− Währenddessen keine Leistungsminderungen bei Pflichtverletzungen

− Ende bei Einigung oder nach vier Wochen



Karenzzeiten für Vermögen und Wohnen

− Karenzzeit von einem Jahr ab erstmaligem Leistungsbezug 

− bei Vermögen iHv 40 000 Euro „für die leistungsberechtigte Person sowie 15 000 für 

jede weitere mit dieser in Bedarfsgemeinschaft lebende Person“ (§ 12 Abs. 3 und 4 

SGB II nF)

− für die Anerkennung der Bedarfe für Unterkunft und Heizung im Sinne der 

Anerkennung der tatsächlichen Aufwendungen (§ 22 Abs. 1 Satz 2 ff. SGB II nF)

− Zeiten eines Leistungsbezugs bis zum 31.12.2022 bleiben bei den 

Karenzzeiten … unberücksichtigt (§ 65 Abs. 3 SGB II nF).



Weitere Neuregelungen ua:

− Neuregelung der Erreichbarkeit (§ 7b SGB II nF)

− Verschiedene Neuregelungen bei der Berücksichtigung von Einkommen und 

Vermögen

− (Jedenfalls übergangsweise) keine Verpflichtung zur Inanspruchnahme einer 

vorzeitigen Inanspruchnahme einer Rente mehr (§ 12a Satz 3 SGB II nF)

− Bagatellregelung für die Aufhebung und Erstattung („bei insgesamt weniger als 50 

Euro für die Gesamtheit der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft“, § 40 Abs. 1 Satz 3 

SGB II nF)

− erstmals Vermögensschutz im Hinblick auf Minderjährigenhaftungsbegrenzung (§ 40 

Abs. 9 SGB II nF)

− Aufhebung § 53a Abs. 2 SGB II nF (Fiktion fehlender Arbeitslosigkeit)



Änderung der Fortschreibung der Regelbedarfe

Zeitnähere Berücksichtigung der Preisentwicklung

Neben den bisherigen Fortschreibungsmechanismus („Basisfortschreibung“) 

tritt ein weiterer Fortschreibungsschritt („ergänzende Fortschreibung“, § 28a 

Abs. 4 SGB XII) auf der Grundlage der bundesdurchschnittlichen 

Entwicklung der Preise für regelbedarfsrelevante Güter und Dienstleistungen 

in dem Dreimonatszeitraum vom 1. April bis zum 30. Juni des Vorjahres 

gegenüber dem gleich abgegrenzten Dreimonatszeitraum des Vorvorjahres. 

BVerfG, Beschl. v. 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 - RdNr. 144



SGB II idF des Bürgergeld-Gesetzes
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„Stimmigkeit“ des SGB II?

zB „Bekämpfung von Leistungsmissbrauch“

SGB II idF des Bürgergeld-Gesetzes:  

§ 6 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz

§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2

§ 50 Abs. 1 Satz 1

§ 51b Abs. 3 Nr. 5

§ 52a Abs. 1

Kapitel 10 (§ 64)

SGB XII = 0



SGB II idF des Bürgergeld-Gesetzes
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zB Behandlung von „Bedarfsdeckungsmöglichkeiten“/Einstandspflichten

Einerseits 

zB § 11a Abs. 1 Nr. 7 id ab dem 1.7.2023 geltenden Fassung:

„Nicht als Einkommen zu berücksichtigen sind … Erbschaften.“

und § 12 Abs. 3 und 4 SGB II (Freibetrag 40.000 Euro in der Karenzzeit)

Andererseits 

§ 9 Abs. 2 Satz 2 SGB II seit 2006 unverändert.



Kindergrundsicherung



Kindergrundsicherung



„Bündelung“

KiG

SGB 
XII

SGB 
II

KIZ

= Kindergrundsicherung
AsylbLG?



Szenarien

1. Die Kindergrundsicherung als 4. Existenzsicherungssystem, 

2. Kindergeld plus + KIZ neu oder

3. Mischform (so viel Existenzsicherungssystem wie möglich, so viel 

Kindergeld + KIZ wie nötig)

SGB XV?



Kindergeld KIZ Wohngeld BAföG UhVorschuss Bürgergeld

§§ 62 ff. 

EStG

---- ---- ---- ---- ----

§ 6a BKGG Zusammenwirken

Kein Einkommen

Zusammenwirken

Kein Einkommen

Grds. Ausschluss,

sonst teilw. 

Einkommen

Vorrang/Nachrang

teilw. Einkommen

Grds. Ausschluss

Kein Einkommen

WoGG Zusammenwirken

Kein Einkommen

Zusammenwirken

Kein Einkommen

Grds. Ausschluss

Einkommen zu ½

Vorrang/Nachrang

Einkommen

Grds. Ausschluss,

sonst Einkommen

BAföG Kein Einkommen Kein Einkommen Kein Einkommen Vorrang/Nachrang

Einkommen

Kein Einkommen

UhVorschG Teilw. Einkommen Kein Einkommen Kein Einkommen Kein Einkommen Ausschluss 

12 bis 18-Jährige

Kein Einkommen

SGB II Vorrang/Nachrang

Einkommen

Grds. Ausschluss,

sonst Einkommen

Grds. Ausschluss,

sonst Einkommen

Grds. Ausschluss, 

sonst Einkommen

Vorrang/Nachrang

Einkommen



Kindergeld KIZ Wohngeld BAföG UhVorschuss Bürgergeld KGS

§§ 62 ff. 

EStG

---- ---- ---- ---- ---- ----

§ 6a BKGG Zusammenwirken

Kein Einkommen

Zusammenwirken

Kein Einkommen

Grds. Ausschluss,

sonst teilw. 

Einkommen

Vorrang/Nachrang

teilw. Einkommen

Grds. Ausschluss

Kein Einkommen

WoGG Zusammenwirken

Kein Einkommen

Zusammenwirken

Kein Einkommen

Grds. Ausschluss

Einkommen zu ½

Vorrang/Nachrang

Einkommen

Grds. Ausschluss,

sonst Einkommen

BAföG Kein Einkommen Kein Einkommen Kein Einkommen Vorrang/Nachrang

Einkommen

Kein Einkommen

UhVorschG Teilw. Einkommen Kein Einkommen Kein Einkommen Kein Einkommen Ausschluss 

12 bis 18-Jährige

Kein Einkommen

SGB II Vorrang/Nachrang

Einkommen

Grds. Ausschluss,

sonst Einkommen

Grds. 

Ausschluss,

sonst Einkommen

Grds. Ausschluss, 

sonst Einkommen

Vorrang/Nachrang

Einkommen

KGS-

Gesetz



Schnittstellen

1. Bündelung umfasst nur einen Teil der Leistungen, die bislang derzeit 

insbesondere im unteren Einkommensbereich den Lebensunterhalt 

sichern.

2. Bündelung umfasst Sozialleistungen, die sich teilweise ergänzten,  

die teilweise in einem Vorrang-/Nachrang-Verhältnis und teilweise in 

einem Ausschlussverhältnis zueinander standen.

3. Bündelung umfasst das SGB II, bei dem die Haushaltsangehörigkeit 

(„Bedarfsgemeinschaft“) mit dem Ziel der „Leistungen aus einer 

Hand“ teilweise anspruchsbegründend ist.



Schnittstelle zum Bürgergeld / SGB II
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1) Systemabgrenzung

2) Bedarfszuordnungen / Sonderbedarfe

3) Einkommensabhängigkeit

4) Änderung der Verhältnisse im Bewilligungszeitraum



Schnittstelle zum Bürgergeld / SGB II
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1) Systemabgrenzung

Anspruchsinhaberschaft (Eltern- oder Kindesanspruch)

Abgrenzung der Leistungssysteme

Entsprechend § 11 Abs. 1 Satz 4 und 5 SGB II 

(ggf. ohne Verteilung des Überhangs)?

Wechselseitiger Ausschluss oder Leistungsvorrang 

vergleichbar § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB II?



Schnittstelle zum Bürgergeld / SGB II
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2) Bedarfszuordnungen / Sonderbedarfe 

Unterkunftsbedarfe / „Wohnkostenpauschale“ (derzeit 120 Euro)

Sonderbedarfskonstellationen
„Das Antragsverfahren wird digital und möglichst automatisiert erfolgen.“

„Die Kindergrundsicherung soll eine verwaltungseinfache Leistung werden und keine individuellen 

Bedarfsprüfungen der Kinder vornehmen.“



Schnittstelle zum Bürgergeld / SGB II
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3) Einkommensabhängigkeit

Sozialrechtlicher Einkommensbegriff (SGB II?)

Ist-Zustand als „Haltelinie“?

zB § 6a Abs. 3 Satz 3 BKGG 

(Anrechnung Kindeseinkommen nur zu 45 %)

Eltern im Bürgergeldbezug („Aufstocker“)



Schnittstelle zum Bürgergeld / SGB II
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4) Änderung der Verhältnisse

− Gleichlauf der Bewilligungszeiträume (BWZ) erforderlich 

(Umsetzbarkeit? (P) Änderungsbescheide)

− (P) Anknüpfung an vorläufige Bewilligung Bürgergeld

− Prognoseentscheidung vs. Bemessungszeitraum (KIZ)

− Weitgehender Verzicht auf Erstattungen im BWZ

−Anforderungen an die Nachbewilligung auf Antrag?

−Wegfall oder Verringerung des Anspruchs im BWZ? Ggf. 

Bagatellregelung oder Regelung entspr. § 27 Abs. 2 

WoGG?
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